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uf der Lausanner Frie-
denskonferenz von 1923 
segneten faktisch die 

Weltkriegsalliierten im 
Nachhinein die ethnisch-
religiöse Säuberung des  
Osmanischen Rei- 

Im türkischen Durchschnitts-
bewusstsein galten die christ-
lichen Mitbürger, namentlich 
Griechen und Armenier, oh-
nehin seit den Balkankriegen 
als „innere Feinde". Entspre- 

Spuren des 
Völkermordes: 
Zerstörte Kirche im 
Grenzgebiet zu 
Armenien 

chend feindselig war und ist ih-
re Behandlung. Durch 
Genozid und Vertreibung 
minorisiert, führten die 
christlichen Restgemeinschaf-
ten — Armenier, Griechen und 
Syrer (Assyrer, Aramäer) — ge-
sellschaftlich und kulturell ein 
Schattendasein, das Mimikry 
und Assimilation bestimmen. 
Betrug der Anteil indigener 
christlicher Ethnien innerhalb 
der Grenzen der heutigen 
Türkei vor dem Ersten Welt-
krieg ein Viertel der osmani-
schen Gesamtbevölkerung, so 
stellen Christen - einschließ-
lich europäischer und ameri-
kanischer Ausländer - Anfang 
des 21. Jh. weniger als ein Pro-
zent der schätzungsweise 68,1 
Millionen (2003) Einwohner 
der Türkei dar. Mit etwa 
70.000 Angehörigen bilden 
Armenier die die „größte" 
Gruppe innerhalb dieser 
schwindenden Minderheit. 
Wie schon zu osmanischer 
Zeit, verhängte die Republik 
Türkei 1942-1944 Sondersteu-
ern über ihre nichtmuslimi-
schen Bürger und schickte 
4.000 bis 5.000 der schät-
zungsweise 28.000 als wohlha-
bend eingestuften Christen 
und Juden zur Zwangsarbeit, 
weil sie diese Steuern nicht 
aufbringen konnten. Jede au-
ßen- und innenpolitische Kri-
se der Türkei führte zu staatlich 
gelenkten Übergriffen auf 
Nicht-Muslime: in den 1950er 
bis 1970er Jahren Krisen mit 
Griechenland und Zypern, in 
den 1990er Jahren der aser-
baidschanisch-armenische 
Konflikt in und um Berg-Kara-
bach (1992-1994) sowie die 
militärisch ausgetragene Aus-
einandersetzung des türkischen 

ches durch die Regierungen der 
Jungtürken sowie kemalisti-
schen Nationalisten ab und 
verordneten die Zwangsaus-
siedlung der restlichen grie-
chisch-orthodoxen  Christen.
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Staates mit der PKK („Terro-
rismusbekämpfung"). Aus dem 
Umfeld der rechtsextremisti-
schen Partei MHP stammende 
Täter schleuderten Dutzende 
Male Brandbomben in arme-
nische Kirchen Istanbuls, und 
in anonymen Faxbriefen wur-
den Listen mit Anschriften von 
Armeniern und Juden an tür-
kische Geschäftsleute ver-
schickt: „Macht keine Ge-
schäfte mit Juden und Arme-
niern!" 

Die ohnehin dünnen, vom 
Lausanner Vertrag (1923) ga-
rantierten Kollektivrechte, die 
Nichtmuslimen, also Christen 
und Juden, in der Türkei die 
Ausübung ihres Kultus ermög-
lichen sollen, wurden syste-
matisch und zunehmend aus-
gehöhlt. Der syrisch-orthodo-
xen Kirche bestritt man selbst 
diese Rechte, so dass innerhalb 
der diskriminierten und be-
nachteiligten christlichen Rest-
gemeinden ein Benachteili-
gungsgefälle zwischen den 
weitgehend auf die einstige os-
manische Hauptstadt Istanbul 
beschränkten Griechen und 
Armeniern sowie den bis in die 
1960er Jahre überwiegend im 
Südosten der Türkei lebenden 
Syrisch-Orthodoxen entstand. 
Doch auch Istanbul bildet kei-
neswegs eine Zufluchtsstätte 
für christliche Minderheiten. 
Hier kämpfen der Ökumeni-
sche und der Armenisch-Apos-
tolische Patriarch einen in der 
Mehrzahl der Fälle aussichts-
losen Eingabe- und Beschwer-
denkampf gegen staatliche 
oder städtische Willkür. Die 
Mehrzahl der Christen hofft 
auf die EU-Vollmitgliedschaft 
der Türkei, von der sie sich 
eine Verbesserung ihrer 
Situation versprechen. Diese 
Erwartung wird von der ar-
menischen Diaspora, der die 
meisten der rund neun Milli-
onen armenischer Weltbevöl-
kerung angehören, mitnichten 

geteilt.   Diasporaangehörige 
erinnern daran, dass die Tür-
kei  eine  einhundertfünfzig-
jährige Erfahrung mit euro-
päischem Reformdruck be-
sitzt und es bei der Verschlep-
pung sowie Aushöhlung selbst 
von vertraglich zugesicherten 
Reformzusagen   zu   wahrer 
Meisterschaft gebracht habe. 
Eine    solche    Befürchtung 
könnte sich auch auf das Werk 
„Les reformes et la protection 
des chretiens en Turquie 1673-
1904" des französischen Au-
tors A. Schopell stützen, der 
darin 645 Sultansdekrete, Ver-
einbarungen, Abkommen, No-
ten  und  Rundschriften  zu-
sammenstellte. Sie alle blieben 
ebenso unerfüllt wie das nach 
30-jähriger Verzögerung 1913 
von der osmanischen Regie-
rung unterzeichnete Projekt 
zur Durchsetzung von Ver-
waltungsreformen in den „ar-
menischen  Provinzen",  der 
zwei Jahre später der Genozid 
folgte. Ohne energische Kon-
trolle und den spürbaren po-
litischen Willen der EU, so die 
Befürchtung vieler Armenier, 
könne auch jetzt jegliche Re-
formmaßnahme   zugunsten 
der christlichen Minderhei-
ten in ihr Gegenteil umschla-
gen und erneute Verfolgung 
und Hass auslösen. Diese auf 
historische Erfahrung gestützte 
Befürchtung ist nicht von der 
Hand zu weisen. Nach 
Jahrzehnten fortgesetzter Het-
ze gegen Armenier und Grie-
chen und der propagandisti-
schen Instrumentalisierung der 
christlichen Minderheiten ist 
die Bevölkerung der Türkei 
vermutlich nicht in der Lage, 
unvorbereitet einer plötzlichen 
Änderung der Minderheiten-
politik ihrer Regierung zu fol-
gen. Um zu einer wirklichen 
Verbesserung der Lage zu fin-
den,   sind   langfristige   und 
nachhaltige Veränderungen in 
der gesellschaftlichen  Erzie- 

hung, allen voran der staat-
lichen Schulpolitik, gefordert. 
Hier aber trifft es sich be-
sonders misslich, dass das Hü-
seyin Celik unterstehende (und 
von der EU üppig subventio-
nierte) Erziehungsministerium 
noch im April 2003 negativ mit 
Dekreten auffiel, die türkische 
Schüler zur Teilnahme an ei-
nem Aufsatzwettbewerb gegen 
die angebliche „Völkermord-
lüge" der Armenier, Pontos-
griechen sowie Syrisch-Ortho-
doxen zwang. Gleichzeitig wur-
de die türkische Lehrerschaft 
zur Teilnahme an Instruk-
tionsmaßnahmen verpflichtet 
und Neuauflagen türkischer 
Schulbücher vorgenommen, in 
denen die nicht-muslimischen 
Minderheiten in der Türkei 
als „Spione", „Verräter" sowie 
„Barbaren" und ihre Schulen, 
Kirchen sowie Synagogen als 
„schädliche Gemeinden" be-
zeichnet wurden. Obwohl die 
Türkei inzwischen von der EU 
für die Dekrete gerügt worden 
sein, ist Hüseyin Celik weiter-
hin im Amt. 
Besteht also keine Aussicht auf 
Besserung? Erfreulicher als ein-
zelne halbherzige Maßnahmen 
der Regierung ist der Bewusst-
seinswandel, der sich seit den 
1990er Jahren bei manchen 
Türken vollzogen hat. Wissen-
schaftler, Menschenrechtler 
und Publizisten türkischer Ab-
stammung oder Staatszugehö-
rigkeit wagten seither im In-
und Ausland, an das größte Ta-
bu von Staat und Gesellschaft 
der Türkei zu rühren und öf-
fentlich den Völkermord an 
den Armeniern zu erwähnen. 
Bis 2002 musste man als tür-
kischer Bürger in einem sol-
chen Fall mit strafrechtlicher 
Verfolgung wegen „Schmähung 
des Türkentums" oder „Aufrufs 
zum interethnischen Hass" 
rechnen. Ermutigend war 
auch, dass sich Hunderte, zum 
großen Teil auch prominente 

Bürger der Türkei öffentlich 
gegen  die Celik-Erlasse  em-
pörten und eine Protesterklä-
rung der Bürgerinitiative „Ge-
schichte für Frieden" unter-
zeichneten - ein  deutlicher 
Hinweis darauf, dass das bis-
herige Meinungsmonopol des 
Staates bröckelt. Die türkische 
Lehrergewerkschaft verurteilte 
die Celik-Maßnahmen in aller 
Deutlichkeit als „rassistisch". 
Wie stark die antiarmenische 
Indoktrination durch Medien, 
Schule und Politikeräußerun-
gen  insgesamt  gewirkt hat, 
zeigt eine  1999 unter türki-
schen Jugendlichen durchge-
führte Umfrage, bei der  76 
Prozent die Armenier als un-
beliebtes Volk nannten. In einer 
anderen   Umfrage   äußerten 
44,2 Prozent der befragten Ju-
gendlichen, dass es keine guten 
Armenier gebe. Wie stark 
negativ besetzt gerade die 
Einstellung gegenüber 
Armeniern ist, zeigten im Fe-
bruar 2004 auch die empörten 
Reaktionen auf die Enthül-
lung der Tageszeitung „Hür-
riyet", wonach Sabiha Gökcen, 
die erste Pilotin der Republik 
Türkei am Steuer eines Kampf-
flugzeuges und Adoptivtochter 
Mustafa Kemals, eine armeni-
sche   Waise   war.   Dass   der 
Staatsgründer ausgerechnet ein 
Kind armenischer Genozidop-
fer aus dem Assimilationspro-
gramm seiner späteren Sekre-
tärin, der Nationalistin Halide 
Edib Adivar, aufnahm und zur 
Türkin erzog, erscheint vielen 
Türken bis heute emotional 
unerträglich. 
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